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SATZUNG DER STUDENTENSCHAFT KARLS... ~E IJN I 

I 	 ALLGEMEINES 

§ 1 

Die Studentenschaft Karlsruhe Uni ist die organi­

sierte Interessenvertretung der Studenten der Uni­

versität Karlsruhe. Jeder an der Universität Karls­

ruhe (TH) eingeschriebene Student ist Student im 

Sinne dieser Satzung. 

§ 	 2 

(1) 	 Die Studentenschaft verwaltet ihre Angelegenheiten 

selbst. 

(2) 	 sitz der Studentenschaft ist Karlsruhe. 

(3) 	 Die Studentenschaft arbeitet auf demokratischer, 

überkonfessioneller und überparteilicher Grundlage. 

Sie verfolgt gemeinnützige Zwecke im Sinne der 

AO § 51 ff. 

(4) 	 Die Studentenschaft kann zur Wahrnehmung einzelner 

Aufgaben eigene Institutionen gründen oder die Wahr­

nehmung von Aufgaben an Institutionen delegieren, 

die der Studentenschaft institutionell verbunden 

sind. 

(5) 	 Die Aufgabe der Studentenschaft ist umfassende In­

teressenvertretung der Studenten der Universität 

Karlsruhe, insbesondere auf politischem, sozialem 

und kulturellem Gebiet. Hierzu gehören beispiels­

weise 

- Beratung und Information der Studenten im poli­
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tisc .) und sozialen Bereich 

- Maßnahmen der wirt~haftlichen Selbsthilfe 

- die Förderung der geistigen und musischen Inter­

essen der Studenten 

- die Zusammenarbeit mit in- und ausländischen stu­

dentenorganisationen und Studentenschaften 

- Die Wahrnehmung der Interessen der Studenten als 

Mitglieder der Universität 

- die Förderung des politischen Verantwortungsbe­

wustseins der Studenten 

- das Eintreten für die gesetzliche Verankerung der 

verfassten Studentenschaft mit politischem Mandat, 

satzungs- und Finanzhoheit. 

§ J 

(1) 	 Jeder Student hat das aktive Wahlrecht. 

(2) 	 Jeder Student hat, soweit es nicht durch diese Satz­

ung eingeschränkt ist, das passive Wahlrecht. Er 

kann nach Maßgabe dieser satzung Ämter in der stu­

dentenschaft bekleiden. 

(3) 	 Jeweils 50 Studenten haben das Recht, schriftlich 

Anträge an die Organe der Studentenschaft zu stellen. 

(4) 	 Jeder Student soll ~inen freiwilligen Beitrag für 

die Studentenschaft leisten. 

(5) 	 Jeder Student hat das Recht der Beschwerde gegen 

Beschlüße des Studentenparlaments beim Ältestenrat. 

(6) 	 Ein Student soll nicht länger als zwei Jahre in der 

Studentenschaft Ämter bekleiden. 
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§ 4 


Organe der Studentenschaft sind: 


1. das studentenparlament 

2. 	der Vorstand der Studentenschaft 

3. 	die vollversammlung 

4. 	die Urabstimmung 

5. 	der Ältestenrat 

6. 	die Organe der Fachschaften gern. 

7. 	die Fachschaftenkonferenz 

I I 	 SruDENTENPARLöMENT 

§ 5 

) 

(UStA) 

§ 27 

Das Studentenparlament ist das beschließende Organ 

; .e.r:- Studentenschaft. 

§ 6 

(1) 	 Das Studentenparlament ist zuständig für ·' 

a) Wahl, Abberufung und Entlastung der Mitglieder 

des Vorstandes der Studentenschaft 

b) Wahl des Ältestenrates sowie Nachwahlen für aus­

geschiedene Ältestenratsmitglieder 

c) den Haushaltsplan 

d) alle sonstigen Maßnahmen, die die Studentenschaft 

oder die Studentenschaft in ihrer Eigenschaft als 

Mitglied der Universität finanziell belasten 

e) Satzungsänderungen 

f) Zusammenschluß mit Studentenschaften anderer 

Hochschulen 

g) Wahl eines Ausschußes zur Durchführung einer 

beantragten Urabstimmung. 
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(2) Beschl ) e von Urab~timmungen und Vollversammlungen~ heben Entscheidungen des Studentenparlamentes auf." 
" 

(3) Das parlament gibt sich eine Geschäftsordnung 

" (4) Die Wahrnehmung einzelner Aufgaben kann das Studen­I: " 


!j tenparlament an einzelne Personen delegieren, die 

!J 
,: dem Studentenparlament gegenüber rechenschaftspflich­
il 

tig 	und weisungsgebunden sind. 

~ ,: 
,1 

§ 7 
I 

(1) 	 Die Studenten der Universität Karlsruhe wählen nach 

den Grundsätzen der Verhältniswahl aus ihrer Mitte 

in allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittelbarer 

Wahl 25 Abgeordnete ins Studentenparlament. Näheres 

regelt die Wahlordnung. 

(2) 	 Die Amtsperiode des Studentenparlaments beginnt in 

der Regel am 1.April und endet auf jeden Fall am 

31.März des folgenden Jahres. 

(3) 	 Ein Mitglied des Studentenparlaments scheidet aus 

seinem Amt aus 

a) am Ende seiner Amtsperiode 

b) durch Exmatrikulation 

c) durch eigenen Verzicht, der dem Präsidenten 

schriftlich mitzuteilen ist 

d) bei Auflösung des Studentenparlamentes. 

Scheidet ein Abgeordneter aus, so rückt der nächste 

seiner Liste nach. Ist die Liste erschöpft, so bleibt 

der platz unbesetzt. 

(4) 	 Die Sitzungen des Studentenparlaments sind öffent­

lich. Die Öffentlichkeit hat Rederecht. Die G~schäfts­

ordnung kann Ausnahmen vorsehen. 
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§ 8 ) 
Das Parlament ist beschlußfähig, wenn mehr als die 

Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Wird während 

einer Sitzung auf Antrag festgestellt, daß das Par­

lament nicht mehr beschlußfähig ist, so wird die 

Sitzung vertagt. Das Parlament ist auf der nächsten 

Sitzung in Bezug auf die vertagten Tagesordnungs­

punkte auf jeden Fall beschlußfähig, wenn es ordent­

lich einberufen worden ist. 

§ 9 

(1) 	 Beschlüße des Studentenparlaments werden in der 

Regel mit einfacher Mehrheit gefaßt. 

(2) 	 Für folgende Beschlüsse ist eine Mehrheit von 2/3 

der Mitglieder erforderlich: 

a) Selbstauf.lösung des Studentenparlaments 

b) Änderung von Satzung, Geschäftsordnung und Wahl­

ordnung 

c) 	 Änderungen des Haushaltsplanes 

d) 	 Ablehnung einer Empfehlung der Fachschaftenkon­

ferenz gern. § 33(3). 

(3) 	 Für Änderung bzw. Aufhebung von Beschlüssen mit Aus­

nahme solcher nach § 9(2) ist die Mehrheit der Mit­

glieder des Studentenparlaments erforderlich. 

§ 10 

(1) 	 Das Studentenparlament wählt sich in jeder Amtsperi­

ode aus seiner Mitte sein Präsidium, das aus dern 

Präsidenten des Parlaments und zwei Vertretern besteht. 

(2) 	 Der Präsident oder seine Stellvertreter sind für die 
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ordnUna~)emäße Durchführung der Sitzungen verantwort­~ 

~ l~h. . 

H (3) 	 Der Präsident und seine Stellvertreter haben unein­
:!., 
11 	 geschränktes Informationsrecht. r 
·1 
I~ (4) 	 Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.
I; 

~ 	 § 11 

Das Parlament wird vom Präsidenten einberufen. Es 

tagt in jedem Vorlesungsmonat mindestens einmal. Da­

rüberhinaus muß es auf Antrag des Vorstandes der stu­

dentenschaft oder eines Viertels der parlamentsmit­

glieder einberufen werden. Während der Vorlesungs­

zeit beträgt die Einberufungsfrist 3 Werktage, wäh­

rend der vorlesungsfreien Zeit eine Woche. 

§ 11a 

Jedes Mitglied des Studentenparlaments ist verpflich­

tet, an jeder Sitzung teilzunehmen. Entschuldigungen 

sind dem parlamentspräsidenten schriftlich einzurei­

chen. Bei mehr als zweimaligem unentschuldigtem Fern­

bleiben muß der parlamentspräsident beim Ältesten­

rat einen Antrag auf Aberkennung des Sitzes einrei­

ehen. 

I I I DER VORSTAND DER STIIDENTENSCHAFT <USTA) 

§ 12 

(1) 	 Der Vorstand der Studentenschaft ist das ausführende 

Organ der Studentenschaft. Er führt die Beschlüsse 

der beschlußfassenden Organe aus und ist dem Studen­

tenparlament dafür verantwortlich. 

(2) 	 Der Vorstand der Studentenschaft führt die laufen­

den 	Geschäfte in eigener verantwortung. Er ist dabei 
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an Beschlüsse des Parlaments und an gü'~ige Beschlüs­

se von Urabstimmungen und VOllversammlt..lgen sowie 

an den Haushalt gebunden. 

§ 13 

Der 	Vorstand der Studentenschaft besteht aus 

a) 	 dem Vorsitzenden 

b) 	 dem Finanzreferenten 

c) 	 dem Innenreferenten 

d) 	 dem Sozialreferenten 

e) dem Aussenreferenten 

f) 	 dem Kulturreferenten 

g) 	 der Frauenreferentin 

§ 14 

(1) 	 Der Vorstand (UStA) repräsentiert die Studentenschaft. 

Er ist berechtigt, bei Wahrnehmung der Aufgaben der 

Studentenschaft im Namen der Studentenschaft zu spre­

chen. Er ist dabei an die Beschlüsse des Studenten­

parlaments gebunden und diesem für die laufende Ge­

schäftsführung verantwortlich. 

(2) 	 Rechtsgeschäftliehe Erklärungen müssen vom Vorsitz­

enden und einem weiteren UStA-Mitglied gemeinschaft­

lich abgegeben werden. 

(3) 	 Der UStA kann sich eine Geschäftsordnung geben, die 

der Zustimmung des Studentenparlaments bedarf. 


§ 15 


(1) 	 Das Studentenparlament wählt zu Beginn seiner Amts­

periode den vorstand der studentenschaft. 

(2) 	 Der Vorsitzende und die Referenten des Vorstandes 

nach § 13(1) a) bis f) werden in getrennten Wahl­

-9­

gängen qewähl t. 

(3) 	 Ein ne~Jr Vorstand ist gewählt, wenn der Vorsitzende 

und drei Referenten neu gewählt sind. 

, ~ 
(4) Einem Antrag auf geheime Wahl muß stattgegeben werden. 

I (5) Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder ist die Wahl­

periode des Studentenparlaments. 

(6) Bis zur Wahl bleiben die alten Vorstandsmitglieder 

im 	Amt. 

(7) 	 Die Frauenreferentin wird auf Vorschlag de~ an der 

Universität immatrikulierten Studentinnen gewählt. 

Der vorschlag wird in der Regel durch Urnenwahl er­

mittelt, zu der alle Studentinnen wahlberechtigt 

sind. Die Kandidatinnen zu dieser Urnenwahl werden 

auf einer zuvor stattfindenden Frauenvollversammlung 

benannt. 

§ 16 

(1) 	 Die Vorstandsmitglieder der Studentenschaft scheiden 

aus 

a) am Ende der Amtsperiode 

b) durch Exmatrikulation 

c) durch eigenen Verzicht 

d) durch konstruktives Mißtrauensvotum der Vollver­

sammlung gern. § 18(2). 

F,erner scheidet die Frauenreferentin aus durch 

Vorschlag einer neuen Frauenreferentin durch eine 

Frauenvollversammlung. Ein solcher Beschluß ist 

gültig. wenn 5\ der an der Universität immatriku­

lierten Studentinnen über ihn abgestimmt haben, 

zu der vollversammlung mit drei Tagen Frist durch 

Aushang ~ingeladen wurde und der Punkt "Neuvor­
-AO­



schlag der Frauenreferentin" bekanntg' ) ben wurde. 

- Abwahl durch das Studentenparlament. In diesem Fall 

soll eine Frauenvollversammlung dem Studentenpar­

lament einen neuen Vorschlag machen. 

Die 	übrigen Mitglieder des Vorstandes scheiden aus 

durch konstruktives Mißtrauensvotum des Studenten­

parlaments. 

(2) 	 Scheidet ein Vorstandsmitglied vor dem Ende seiner 

Amtszeit aus, so erfolgt eine Nachwahl für den Rest 

der 1\mtszeit. 

§ 17 

(1) 	 Der UStA kann mit Zustimmung des Studentenparlaments 

zur Wahrnehmung besonderer Aufg~ben zusätzliche Re­

ferenten hinzuziehen. 

(2) 	 Der Ausländerreferent wird von der Ausländervoll­

versammlung ~ewählt; als UStA-Mitarbeiter bedarf 

er der Bestätigung des Studentenparlaments. Näheres 

regelt die Ordnung für das Ausländerreferat. 

IV 	 DIE VOLLVERSNflJJNG 

§ 18 

(1) 	 Die Vollversammlung ist ein Beschlußorgan der stu­

dentenschaft. Die Vollversammlung kann nicht über 

satzungsänderungen beschließen. Ein Beschluß ist 

wirksam, wenn 10% der Studenten über ihn abgestimmt 

haben. Die Vollversammlung fasst ihre Beschlüsse 

mit Mehrheit der anwesenden Studenten. Beschlüsse 

der Vollversammlung sind ausgesetzt, sobald dazu 

eine Urabstimmung beantra'gt worden ist. Die satzungs­

mäßigkeit einer Vollvers.ammlung muß beim Ältesten­
-111­

rat 	nac' 'i ewiesen werden. 

(2) 	 Die vol~~ersammlung kann den Vorstand der Studen­

tenschaft durch konstruktives Mißtrauensvotum ab­

, wählen. Hierzu ist erforderlich, daß ein neuer Vor­

stand en bloc von 10% der Studenten gewählt wird. 

(3) 	 Eine Vollversammlung findet statt 

a) auf Beschluß des Studentenparlaments 

b) auf Beschluß der Studenten. Zu diesem Zweck ist 

ein Antrag, der von mindestens 5% der Studenten 

unterschrieben sein muß, beim Ältestenrat einzu­

reichen. Der Ältestenrat ist für Durchführung 

und Organisation der Vollversammlung zuständig. 

Der Ältestenrat kann die Durchführung dem Vor­

stand der Studentenschaft übertragen. 

(4) 	 Wenn in dem Beschluß auf Durchführung kein Zeitpunkt 

genannt ist, muß die Vollversammlung spätestens 30 

Tage nach dem Beschluß stattfinden. Die Einladung 

erfolgt mit einer Frist von einer Woche durch Aus­

hang. Bei Einberufung muß eine Tagesordnung vorge­, 
schlagen sein. 

V DIE URABSTI~iG 

§ 19 


Die Studenten üben durch die Urabstimmung die ober­


ste beschließende Funktion aus. Sie können durch Ur­


abstimmung das studentenparlament auflösen. 


(1) 	 stimmberechtigt ist jeder Student. 

(2) 	 Eine Urabstimmung findet statt 

a) auf Beschluß des studentenparlaments 

b) auf Verlangen der Studenten. Zu diesem Zweck ist 

ein 	Antrag, der von mindestens 10% der Studenten 
-At­



unterschrieben sein muß, beim Ältestpnrat einzu­

reichen. Das Studentenparlament wähl )einen fünf­

köpfigen Ausschuß, der für die Durchführung und 

die Organisation der Urabstimmung zuständig ist. 

(3) 	 Im Fall § 19(2)b ist die Fragestellung aus dem An­

trag zu übernehmen. Haben mehrere Anträge die erfor­

derliche Unterschriftenzahl erreicht, so entschei­

det das Studentenparlament, welcher Antrag zu über­

nehmen ist. 

(4) 	 Die Urabstimmung ist für die Organe der Studenten­

schaft bindend, wenn mindestens 50% aller Studenten 

ihre stimme abgegeben haben. Die Urabstimmung ent­

scheidet mit absoluter Mehrheit der abgegebenen gül­

tigen stimmen, bei Satzungsänderungen mit 2/3-Mehrheit. 

VI 	 DER ALTESTENRAT 

§ 20 

Zur Aufhebung satzungswidriger Beschlüsse und zur 

Feststellung von Tatbeständen wählt das Studenten­

parlament den Ältestenrat. Dieser hat in Ausübung 

seines Amtes uneingeschränktes Informationsrecht. 

§ 21 

(1) 	 Der Ältestenrat besteht aus dem Vorsitzenden und 


vier Beisitzern. 


(2) 	 Die Mitglieder des Ältestenrates werden vom Studen­


tenparlament gewählt. Das Nähere regelt die Ge­


schäftsordnung. 


(3) 	 Die Mitglieder des Ältestenrates sollen ehemalige 


Mitglieder der studentischen Selbstverwaltung sein. 


Der Ältestenrat wählt seinen Vorsitzenden selbst. 

-A3­

(4) 	 Mitglir-")r des Ältestenrates dürfen nicht gleich­

zeitig hltglieder eines anderen Organes der Studen­

tenschaft sein oder dafür kandidieren. Die Mitglied­

schaft in der Vollversammlung bleibt unberührt. 

(5) 	 Die Mitglieder des Ältestenrates haben zu jeder 


Sitzung des Parlaments Rede- und Anwesenheits­


recht. 


(6) 	 Mitglieder des Ältestenrates können nur auf eigenen 

Wunsch ausscheiden. Darüberhinaus scheiden sie aus 

- am Ende ihrer Amtszeit 

- durch Exmatrikulation. 

(7) 	 Ansonsten gilt für den Ältestenrat die Geschäfts­


ordnung des Studentenparlaments analog. 


VII 	 FACHSCHAFTEN 

§ 22 

Die 	Studentenschaft gliedert sich in 

die 	Fachschaft Architektur, 

die 	Fachschaft Bauingenieurwesen, 

die 	Fachschaft Chemie, 

die 	Fachschaft Chemieingenieurwesen, 

die 	Fachschaft Elektrotechnik, 

die 	Fachschaft Geistes- und Sozialwissenschaften, 

die 	Fachschaft Geodäsie, 

die 	Fachschaft Geowissenschaft/Biologie, 

die 	Fachschaft Infqrmatik, 

die 	Fachschaft Mathematik, 

die 	Fachschaft Maschinenbau, 

die 	Fachschaft Physik, 

die 	Fachschaft Sport, 
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die 	Fachschaft Wirtschaftswissenschaft~~, 

die 	Fachschaft Regionalwissenschaften .) 

und 	die Fachschaft Gewerbelehrer. 

-§ 	 23 

(1) 	 Jeder Student hat aktives und passives Wahlrecht in 

einer Fachschaft sowie Stimmrecht auf der Fachschafts­

versammlung dieser Fachschaft. 

(2) 	 Hat er aufgrund seiner Studienfächer die Wahlmög­

lichkeit zwischen mehreren Fachschaften, so kann er 

das pa~sive und aktive Wahlrecht nur in einer Fach­

schaft wahrnehmen. 

I / § 24 

Die Fachschaften regeln ihre inneren Angelegenheiten 

selbst durch eine Fachschaftsordnung. Sie wird dem 

Ältestenrat zur Prüfung auf Satzungsmäßigkeit vor­
...........------ ­

gelegt,. / 
/ 

§ 25 

Die Fachschaften haben neben den allgemeinen Aufgaben 

der Studentenschaft gern. § 2(5) folgende Aufgaben: 

a) Der Fachschaft obliegt die Förderung aller stu­

dienangelegenheiten der Studenten ihrer Fakultät. 

b) Sie wirkt mit bei der Gestaltung der Studienord­

~/i nung und Studienberatung. 

c) 	 Es ist Aufgabe der Fachschaft, die gesamte Arbeit 

der Fakultät zu überprüfen und Mißständen gege­

benenfalls abzuhelfen. 

d) 	 Die Fachschaft trägt durch umfassende Information 

zur politischen Willensbildung der Studenten der 

Fakultät bei. 
-A5"­

e) Die ~achschaft sorgt für soziale Beratung und 

Be~.)uUng der Studenten der Fakultät. 

f) Der Fachschaft obliegt die Teilnahme an der 

Fachschaftenkonferenz. 

g) Die Fachschaft führt kulturelle Veranstaltungen 

durch. 

§ 26 

(1) Die Fachschaftsleiter haben Antr~gsrecht im stu­
---~ --­

dentenparlament. 

(2) 	 Die Fachschaft~n haben ein Recht auf 1/3 der Bei­

trags-und Spendeneinnahmen der Studentenschaft. Die 

verteilung regelt die Finanzordnung. 

§ 27 


Organe der Fachschaft sind: 


1. 	Der Fachschaftsvorstand.
/ 

2. Die Fachschaftsversammlung • 


§ 28 


In der Regel werden Fachschaftssprecher durch Urnen­

wahl gewählt. Dabei gelten folgende Bestimmungen: 

(1) 	 Die Fachschaftssprecher werden durch allgemeine, 

gleiche, geheime und direkte Wahl nach dem Grund­

satz der Persönlichkeitswahl auf die Dauer eines 

./ 	 Jahres gewählt. Pro angefangene 150 Personen, die 

in der Fachschaft wahlberechtigt sind, kann eine 

stimme abgegeben werden. Die abgebbaren Stimmen pro 

Person können höchstens 3/2 der aufgestellten Kan­

didaten betragen. Bis zu zwei stimmen können auf 

einen Kandidaten gehäuft werden . 

(2) Gewählt sind die Kandidaten, die die meisten Stim­
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men auf sich vereinigen. Die Anzahl d' )gewählten 

Kandidaten ist von der Wahlbeteiligung nach folgen­

der Tabelle abhängig: 

abgegebene Stimmzettel Anzahl Fachschaftsspr. 

bis 200 2 

v' 

von 201 bis 300 	 3 


von 301 bis 500 	 4 

je 	weitere 200 ein weiterer Sprecher 

(3) 	 Alle gewählten Fachschaftssprecher bilden den Fach­

schaftsvorstand; der mit den meisten stimmen ge­

wählte ist Fachschaftsleiter. 

(4) 	 Scheidet ein Fachschaftssprecher aus, rückt derje-
I / 

nige nach, der die nächstmeisten Stimmen erhielt. 

§ 29 

Der Fachschaftsvorstand ist das ausführende Organ 
\ 	 .­

\.._/ 	 der Fachschaft; das Nähere _.. reqelt-aie Fachschafts­
-------- .. 

ord!!Jlng. 
///~ 

§ 	 Jo 
ß~~ 

(1) 	 Die Fachschaftsversammlung ist das beschließende 

organ der Fachschaft. Sie wird pro Semester mindes­
~/ 

tens zweimal vom Fachschaftsleiter einberufen. Sie 

muß ferner auf Antrag von 10% der Studenten der 

Fachschaft einberufen werden. Die Einladung erfolgt 

mit einer Frist von 3 Vorlesungstagen durch Aushang. 

Bei Einberufung muß eine Tagesordnung vorgeschlagen 

sein. 

(2) Die Fachschaftsversammlung beschließt in der Regel 

mit einfacher Mehrh~ Ausna~~-aie Fach­

schaftsordnung für die folgenden, nicht übertragba­

ren Kompetenzen.. der Fachschaftsversammlung vorsehen: 
.. -	 -11­

a) Ent1 .;:tstung der Mitglieder des Fachschaftsvorstandes 

b) wal,) Abwahl und Entlastung von Refere~~ 
c) Wahl und Entlastung des Rechnungsprß-r~~gsaus-

schußes. 	 ~//' 

d) Änderung der Fachschaf~rdnung 

e) Genehmigung des Hausßaltsplanes 

f) Einsetzen von W leitern und Wahlhelfern 

g) Abwahl von JaChschaftssprechern 

h) AUfstel;U(~~ von Kandidaten für Fachschaftswahlen. 

E~Antrag auf nominierung muß stattgegeben 

~~rden. 
(3) 	 a) Die Fachschaftsversammlung kann mit 2/3-Mehrheit 

beschließen, Neuwahl oder Nachwahl des Fachschafts­

vorstandes durchzuführen. An dieser Abstimmung 

müssen sich 15% der Studenten der Fakultät be­

teiligen. 

b) 	 Uber das Wahlverfahren entscheidet die Fach­

schaftsversammlung. Es dürfen nicht mehr Fach­

schaftssprecher gewählt werden, als bisher am­

tierten. Außerdem sind die Grundsätze der Per­

sänlichkeitswahl zu berücksichtigen. 

c) 	 Nach Abwahl eines Fachschaftssprechers kann 


ebenfalls nach § 30(3)b verfahren werden. 


VIII 	 DIE FACHSCHAFTENKONFERENZ 

§ 31 

Die Fachschaftenkonferenz hat die Aufgabe, die Ar­

beit der Fachschaften zu koordinieren. Sie soll mit 

dem Studentenpa~lament und dem Vorstand der Studen­

tenschaft zusammenarbeiten. 
-A8­



§ 32 	 , 

Die 	Fachschaften bis Boo Studenten habe•. )1 Stimme, 

1ie 	Fachschaften bis 1200 Studenten haben 2 Stimmen, 

die Fachschaften über 1200 Studenten haben 3 stimmen 

in der Fachschaftenkonferenz. Die Delegierten jeder 

Fachschaft werden vom Fachschaftsvorstand gewählt. 

Der Innenreferent des UStA soll an den sitzungen 

beratend teilnehmen. 

§ 33 

Die 	Fachschaftenkonferenz hat folgende Rechte: 

(1) 	 Einspruchsrecht zu allen die Fachschaften direkt 

betreffenden Bestimmungen dieser Satzung. 

(2) 	 Vetorecht zur Finanzordnung der Studentenschaft, 

betreffend das Konto "Fachschaftsbeiträge". 

(3) 	 Aufschiebendes Vetorecht gegenüber dem Haushalt 

der Studentenschaft. 

Lehnt die Fachschaftenkonferenz binnen zwei Wochen 

einen Haushaltsbeschluß des Studentenparlaments ab, 

so muß die Fachschaftenkonferenz einen Alternativ­

vorschlag machen. Das Studentenparlament entschei­

det über den Haushalt, wobei es zu einem Abweichen 

von der Empfehlung der Fachschaftenkonferenz einer 

2/3-Mehrheit bedarf. Beschlüße zu diesen drei Punk­

ten bedürfen der Mehrheit der satzungsmäßigen Stim­

men der Fachschaftenkonferenz. Im Ubrigen regelt die 

Fachschaftenkonferenz ihre Angelegenheiten selbst. 

IX 	 FINANZEN 

§ 34 

Das Studentenparlament hat das Recht der Verfügung 

über das Vermögen der Studentenschaft. Zur Verwal­
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tung de~ , Vermögens kann eine Institution gern. § 2(4) 

gebildE::. ) werden. Uber den Haushaltsplan beschließt 

das Studentenparlament, wobei die Fachschaftenkon­

ferenz aufschiebendes Vetorecht gern. § 33 hat. Das 

studentenpärlament legt einen Richtwert für frei­

willige Beiträge gern. § 3(4) fest. 

§ 3.5 

Das Haushaltsjahr der Studentenschaft beginnt am 

1.April und endet am 31.März eines jeden Jahres. 

§ 36 

Der Haushaltsplan ist nach Einnahmen und Ausgaben 

aufzuschlüsseln; er muß für jedes Haushaltsjahr 

ausgeglichen werden. Außer- und überplanmäßige Aus­

gaben dürfen nur durch einen Nachtragshaushalt be­

schloßen werden. 

§ 37 

(1) 	 Der Vorstand der Studentenschaft legt zu Beginn des 

Geschäftsjahres, spätestens jedoch zur zweiten 

Sitzung des Studentenparlaments im Sommersernester, 

einen Haushaltsentwurf vor. Außerdem legt der Fi­

nanzreferent eine Bilanz zum 31.März für das ver­

gangene Geschäftsjahr vor. 

(2) 	 Das Studentenparlament wählt einen fünfköpfigen 

Rechnungsprüfungsausschuß. Der Rechnungsprüfungs­

ausschuß der Studentenschaft überprüft das Finanz­

gebaren des Vorstandes der Studentenschaft dahin­

gehend, ob 

a) der Haushalt eingehalten wurde 

b) die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rech­
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nerisch richtig in ordentlicher Wei~ begründet, 

belegt und verbucht sind.	 ) . 

(3) 	 Aufgrund dieses Berichts beschließt das Studenten­

parlament über die finanzielle Entlastung des UStA. !! 
(4) 	 Das Nähere regelt die Finanzordnung. 

X 	SoNSTIGE BESTIMMUNGEN ~. 
§ 38 	 I! 

n 
Neben dieser Satzung werden vom Studentenparlament 11 

folgende Ergänzungsordnungen erlassen: 

1. Geschäftsordnung des Studentenparlaments 

2. 	Finanzordnung 

3. Wahlordnung 	 ~ 
4. Ordnung für das Ausländerreferat. 


Bis zur Verabschie0ung der Ergänzungsordnungen, die 
 ~ 
bis 1/2 Jahr nach Inkrafttreten dieser Satzung er­ p 

'I
folgen soll, gelten die bisherigen Ordnungen weiter, 

soweit sie den Bestimmungen dieser Satzung nicht 

widersprechen. 

§ 39 


Diese Satzung tritt am 1.1.1979 in Kraft. 
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XI ;l\NHANG 

Geschäftsordnung des Studentenparlaments 

der Universität Karlsruhe 

Ordnung für die Wahl zum Studentenparlament 

der Universität Karlsruhe 


